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§215
(1) Die Werktätigen sind in regelmäßigen Abständen über 

die für sie zutreffenden Rechtsvorschriften und betrieblichen 
Festlegungen auf dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes sowie Brandschutzes, über Maßnahmen und Metho­
den zur Abwendung möglicher arbeitsbedingter Gefahren so­
wie über das zur Vermeidung von Schäden erforderliche Ver­
halten zu belehren. Darüber hinaus sind Belehrungen durch­
zuführen bei Arbeitsaufnahme, bei vorübergehender Übertra­
gung einer anderen Arbeit, bei Veränderung der Arbeitsbe­
dingungen sowie nach besonderen Vorkommnissen. Die Durch­
führung der Belehrungen ist schriftlich nachzuweisen und 
vom übergeordneten Leiter zu kontrollieren.

(2) Die Belehrungen sind während der Arbeitszeit durchzu­
führen. Wenn es die Technologie erfordert, können sie außer­
halb der Arbeitszeit stattfinden. Für die Zeit der Belehrung 
erhalten die Werktätigen den Durchschnittslohn.

§216

Schonarbeit
(1) Wird ärztlich festgestellt, daß der Werktätige wegen vor­

übergehender Minderung der Arbeitsfähigkeit oder zum vor­
beugenden Gesundheitsschutz die vereinbarte Arbeitsaufgabe 
unter den bisherigen Bedingungen zeitweilig nicht ausführen 
kann, hat der Betrieb durch Einschränkung der Arbeitsauf­
gabe, Veränderung der Bedingungen am Arbeitsplatz oder 
Veränderung der Arbeitszeit die Weiterbeschäftigung des 
Werktätigen mit dieser Arbeitsaufgabe zu ermöglichen oder 
ihm eine zumutbare andere Arbeit zu übertragen (Schon­
arbeit).

(2) Die Dauer der Schonarbeit wird durch den behandelnden 
Arzt in Abstimmung mit dem Betrieb festgelegt und kann bis 
zu 12 Wochen betragen. Mit Zustimmung der Ärzteberatungs­
kommission kann die Dauer der Schonarbeit bis zu weiteren 
12 Wochen verlängert werden.

(3) Bei Schonarbeit erhält der Werktätige mindestens den 
Durchschnittslohn.

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

§217
(1) Der Betrieb hat Unfallgefahren bei der Arbeit und 

andere arbeitsbedingte Gesundheitsgefährdungen zu beseitigen 
oder, wenn das nicht sofort möglich ist, weitestgehend zu 
mindern.

(2) Die Werktätigen haben festgestellte Mängel im Gesund­
heits- und Arbeitsschutz sowie Brandschutz und Arbeitsunfälle 
unverzüglich zu melden und bei Feststellung von Unfallge­
fahren erste Sicherungsmaßnahmen, wie Kenntlichmachung 
und Absichern der Gefahrenstelle, zu ergreifen.

(3) Die Arbeit ist einzustellen, wenn das Leben von Werk­
tätigen unmittelbar gefährdet ist oder wenn die unmittelbare 
Gefahr einer erheblichen Gesundheitsschädigung besteht.

(4) Der Betrieb hat zu sichern, daß Werktätigen bei Verlet­
zungen und plötzlichen Erkrankungen unverzüglich Erste 
Hilfe geleistet wird.

§218
Der Betrieb hat Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 

Zusammenwirken mit den betrieblichen Gewerkschaftsleitun­
gen und der Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens unver­
züglich zu untersuchen und ihre Ursachen und begünstigen­
den Bedingungen zu beseitigen. Die Ergebnisse der Untersu­
chungen und die erforderlichen Maßnahmen sind schriftlich 
festzulegen und im Arbeitskollektiv auszuwerten.

§219

(1) Der Betrieb ist verpflichtet, dem Werktätigen bei Schä­
digung seiner Gesundheit durch Arbeitsunfall oder Berufs­

krankheit Unterstützung und Hilfe zu gewähren. Er hat ihm, 
wenn er seine bisherige Tätigkeit nicht mehr ausüben kann, 
eine seinen Fähigkeiten und seiner gesundheitlichen Eignung 
entsprechende zumutbare andere Arbeit im Betrieb oder, wenn 
das nicht möglich ist, in einem anderen Betrieb anzubieten.

(2) Beim Tode eines Werktätigen durch Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit ist den Hinterbliebenen Hilfe zu gewähren. 
Sie sind, soweit sie nicht berufstätig sind und eine Arbeit auf­
nehmen möchten, dabei zu unterstützen.

(3) Für die materielle Sicherheit bei Arbedtsunfall und 
Berufskrankheit gelten weiterhin die Bestimmungen über 
Schadenersatzleistungen des Betriebes (§§ 267 bis 269) und 
über Sach- und Geldleistungen der Sozialversicherung (§§ 280 
bis 290).

§220
(1) Ein Arbeitsunfall ist die Verletzung eines Werktätigen 

im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß. Die Verletzung 
muß durch ein plötzliches, von außen einwirkendes Ereignis 
hervorgerufen worden sein.

(2) Als Arbeitsunfall gilt auch ein Unfall auf einem mit der 
Tätigkeit im Betrieb zusammenhängenden Weg zur und von 
der Arbeitsstelle.

(3) Den Arbeitsunfällen sind Unfälle bei organisierten ge­
sellschaftlichen, kulturellen oder sportlichen Tätigkeiten 
gleichgestellt. Einzelheiten werden in Rechtsvorschriften fest­
gelegt.

(4) Durch Ausübung des Dienstes bei den bewaffneten Orga­
nen bzw. der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen 
Republik erlittene Körper- und Gesundheitsschäden gelten 
als Folge eines Arbeitsunfalles bzw. einer Berufskrankheit.

(5) Ein Unfall, als dessen Ursache Alkoholmißbrauch des 
Werktätigen festgestellt wird, gilt nicht als Arbeitsunfall.

§221

Eine Berufskrankheit ist eine Erkrankung, die durch arbeits­
bedingte Einflüsse bei der Ausübung bestimmter beruflicher 
Tätigkeiten bzw. Arbeitsaufgaben hervorgerufen wird und 
die in der „Liste der Berufskrankheiten“ genannt ist Einzel­
heiten werden in Rechtsvorschriften festgelegt.

§222

Die Entscheidung, ob ein Arbeitsunfall bzw. eine Berufs­
krankheit vorliegt, trifft die Betriebsgewerkschaftsleitung bzw. 
die Verwaltung der Sozialversicherung beim Kreisvorstand 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes.

11. K a p i t e l

G e i s t i g - к u 11 u r e 11 e s und s p o r t l i c h e s  L e b e n  
u n d  s o z i a l e  B e t r e u u n g  d e r  W e r k t ä t i g e n  

i m  B e t r i e b

Geistig-kulturelles Leben, Körperkultur und Sport

§223

(1) Zur Verwirklichung des Rechts auf Teilnahme am kul­
turellen Leben, an Körperkultur und Sport ist der Betrieb 
verpflichtet,

a) die geistig-kulturelle und sportliche Betätigung der 
Werktätigen des Betriebes, ihre weltanschauliche, öko­
nomische und ästhetische Bildung und Erziehung sowie 
die Entwicklung des geistig-kulturellen Lebens mit der 
Bewegung „Sozialistisch arbeiten, lernen und leben“ zu 
fördern,


